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I. Sachverhalt 
 
A. Am 3. Januar 2015 veröffentlichte das Internet-Portal «watson.ch» einen Bericht mit dem 
Titel «Userin weggemobbt: Die Twitter-Schweiz hat den grössten Shitstorm ihrer Geschich-
te». Der Untertitel informierte darüber, dass eine langjährige Userin ihren Account gelöscht 
habe und rechtliche Schritte einleite, nachdem ihr echter Name in Twitter veröffentlicht wor-
den sei. «Gegen ihren Widersacher tobt ein Shitstorm – er wehrt sich gegen die Vorwürfe.» 
Der knappe Bericht von Roman Rey besagt, es sei ein Aufschrei durch die Community ge-
gangen, als «eine der aktivsten und bekanntesten Userinnen mit dem Pseudonym Zora De-
brunner ihren Account löschte – weil sie nach eigenen Angaben gemobbt wurde». Hunderte 
User hätten ihre Solidarität bekundet und sich gegen Cybermobbing ausgesprochen. Zora De-
brunner habe auf Facebook Stellung genommen und ihr Statement sei von Luca Strebel auf 
Twitter veröffentlicht worden. Es sei über 100 Mal weiterverbreitet worden. Es folgte im Be-
richt ein Screenshot dieses Beitrags von Zora Debrunner, in welchem sie berichtet, sie habe 
ihren Twitter-Account gelöscht, nachdem sie seit zwei Jahren von einem Journalisten ge-
mobbt werde, der an diesem Tag ihren bürgerlichen Namen veröffentlicht habe. Sie habe eine 
Anzeige gemacht. 
 
Weiter schrieb Rey, der Auslöser sei offenbar ein Tweet des Journalisten Andreas Gossweiler 
gewesen, der den bürgerlichen Namen von Zora Debrunner offenbart habe. «Dieser Eskalati-
on ging ein langer Streit zwischen den beiden voran.» Gossweiler habe seinen Tweet auf An-
frage von «watson» damit gerechtfertigt, der richtige Name von Debrunner könne ohne Prob-
leme durch eine Google-Suche gefunden werden und es sei absurd zu behaupten, er habe sie 
geoutet. Er, Gossweiler, sei in Debatten mit «nationalkonservativ gesinnten Twittern» (zu 
denen er auch Debrunner zähle) immer wieder beschimpft worden. Debrunner habe ihn etwa 
als «Arschloch» oder «Pickel auf der Nase» bezeichnet. Gossweiler wird ferner mit der Aus-
sage zitiert, der Gebrauch eines Pseudonyms senke die Hemmschwelle, um solches Vokabu-
lar zu gebrauchen. Er würde deshalb eine Klarnamenpflicht bei Twitter sehr begrüssen. 
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Gossweiler habe «watson.ch» gegenüber das Statement von Debrunner als Schmähschrift 
bezeichnet. Ihre Vorwürfe seien unzutreffend und ehrverletzend.  
 
Auf Gossweilers Tweet sei ein «Shitstorm» gefolgt, wie sich Journalist Rey ausdrückt. Laura 
Curau habe als erste einen Hashtag #WeWantZoraBack# veröffentlicht, der innert kurzer Zeit 
600 Mal verwendet worden sei. Eine Mehrheit der User habe sich empört gezeigt, viele hätten 
Konsequenzen für Gossweiler gefordert. Der habe «watson» gegenüber geäussert, er habe 
eine schlaflose Nacht gehabt und bedaure, dass die Dinge diesen Verlauf genommen hätten 
und er werde sich künftig der Auseinandersetzung mit nationalkonservativen Kräften enthal-
ten. Gemäss «watson.ch» sei Gossweiler kein unbeschriebenes Blatt: Er habe vor Jahren unter 
einem Pseudonym vehement für seinen Berufsstand gekämpft. 
 
Zora Debrunner habe sich «watson» gegenüber nicht zur Angelegenheit nicht äussern wollen. 
Ihrem Statement sei zu entnehmen, dass sie rechtliche Schritte eingereicht habe. 
 
In der Berichterstattung folgt schliesslich eine «Auswahl an Tweets». 
 
B. Gegen diese Berichterstattung führt X. am 6. Januar 2015 Beschwerde an den Presserat. 
Sie macht geltend, die Beschwerdegegnerin 
a. nehme Bezug auf die laufende Strafuntersuchung, ohne die diesbezüglichen Vorschrif-

ten einzuhalten; 
b. stelle das Stalkingopfer auf dieselbe Stufe wie den Stalker ... 
c. … weshalb der Stalker im Artikel sein Cybermobbing ohne Darstellungsmöglichkeit 

der Beschwerdeführerin fortsetzen könne; 
d. unterschlage die wichtigen Dokumente, Bilder, Töne, Quellen des Stalkings und Cy-

bermobbings und … 
e. entstelle die Tatsachen während des laufenden Strafverfahrens; 
f. bediene sich bei der Informationsbeschaffung lediglich der Verlautbarung des angezeig-

ten Stalkers und des Facebookstatus der Beschwerdeführerin; 
g. verkenne, dass die Beschwerdeführerin mit Hinweis auf das laufende Verfahren keine 

Angaben habe machen können; 
h. lasse mit dem Satz «Gegen ihren Widersacher tobt ein Shitstorm – er wehrt sich gegen 

die Vorwürfe» die Sache so erscheinen, als sei die Beschwerdeführerin die Täterin; 
i. respektiere die Privatsphäre der Beschwerdeführerin nicht, die sich zum laufenden Ver-

fahren nicht äussern könne; 
j. zitiere ungeprüft die Aussagen von Gossweiler; 
k. habe dem Leid der Beschwerdeführerin nicht genügend Rechnung getragen; 
l. habe die Menschenwürde der Beschwerdeführerin massiv verletzt. 
 
C. In seiner Beschwerdeantwort vom 10. April 2015 macht «watson.ch»-Chefredaktor Hansi 
Voigt geltend,  
– es gebe kein grundsätzliches Berichts- oder Schreibeverbot während eines laufenden Ver-
fahrens; 
– der Artikel gehe in seiner Wertung zu Gunsten der Beschwerdeführerin sehr weit; 
– die Äusserung von Debrunner sei wörtlich wiedergegeben worden; die Äusserungen von 
Gossweiler seien deutlich als Zitate gekennzeichnet; es gebe keine journalistische Pflicht, die 
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Zitate von Gossweiler (Arschloch, Pickel auf der Nase) auf ihren Wahrheitsgehalt hin zu 
überprüfen. Insgesamt beantragt die Beschwerdegegnerin deshalb, auf die Beschwerde nicht 
einzutreten. 
 
D. Der Presserat wies die Beschwerde der 3. Kammer zu, der Max Trossmann (Kammerprä-
sident), Marianne Biber, Jan Grüebler, Matthias Halbeis, Peter Liatowitsch, Markus Locher 
und Franca Siegfried angehören. Matthias Halbeis tritt von sich aus in den Ausstand. 
 
E. Die 3. Kammer behandelte die Beschwerde an ihrer Sitzung vom 27. August 2015 sowie 
auf dem Korrespondenzweg.  
 
 
II. Erwägungen 
 
Der Presserat kommt zum Schluss, dass die in ihren medienrechtlichen Vorwürfen sehr all-
gemein gehaltene Beschwerde vollumfänglich abzuweisen sei, weil 
a. es auch bei einem laufenden Strafverfahren nicht zu beanstanden ist, wenn auf die Tat-

sache selbst hingewiesen wird, dass ein solches Verfahren (nach Angaben der Be-
schwerdeführerin) eingeleitet worden sei; 

b. der beanstandete Artikel das angebliche Stalkingopfer keineswegs auf dieselbe Stufe 
wie den angeblichen Stalker stellt, sondern deutlich mehr Empathie für die Beschwerde-
führerin zum Ausdruck bringt; im Übrigen aber keine journalistische Pflicht besteht, 
sich mit der einen oder anderen Seite eines beschriebenen Konfliktes zu solidarisieren; 

c. nicht zu erkennen ist, inwiefern «watson» dem angeblichen Stalker eine Plattform gebo-
ten habe, sein «Cybermobbing» weiterzuführen und weil nicht ersichtlich ist, was die 
Beschwerdeführerin daran hinderte, ihre eigene Sachdarstellung beizutragen, worauf 
sie, wie die Beschwerdegegnerin festhält, ausdrücklich verzichtete; 

d. die Beschwerdeführerin es unterlässt, zu erklären, welche wichtigen Dokumente, Bilder, 
Töne, Quellen des Stalkings und Cybermobbings der Artikel unterschlagen habe und es 
auch für den Presserat nicht erkennbar ist, worin diese Dokumente bestanden haben 
sollten; 

e. die Beschwerdeführerin es unterlässt, auszuführen, welche Tatsachen während des lau-
fenden Strafverfahrens der Artikel unterschlagen habe; 

f. nicht zu beanstanden ist, dass sich «watson» bei der Informationsbeschaffung einerseits 
der Aussagen von Gossweiler und andererseits des Posts der Beschwerdeführerin in Fa-
cebook bediente; die Beschwerdeführerin hätte dem ihre eigene Stellungnahme hinzu-
fügen können, hat darauf aber ausdrücklich verzichtet; 

g. die Beschwerdeführerin sehr wohl «watson.ch» gegenüber mit der gebotenen Zurück-
haltung hätte Stellung nehmen können; 

h. der Satz «Gegen ihren Widersacher tobt ein Shitstorm – er wehrt sich gegen die Vor-
würfe» die Tatsachen zutreffend wiedergibt; 

i. nicht zu erkennen ist, inwiefern der Artikel die Privatsphäre der Beschwerdeführerin 
verletze, die in Facebook selbst über die Löschung ihres Twitter-Accounts und die 
Gründe hierfür berichtet hatte; 
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j. nicht zu erkennen ist, welche Aussagen von Gossweiler ungeprüft übernommen worden 
seien; der Artikel hat im Gegenteil die Aussagen von Gossweiler als solche gekenn-
zeichnet;  

k. es nicht zur journalistischen Pflicht von «watson» gehört, dem Leid der Beschwerdefüh-
rerin Rechnung zu tragen; 

l. es Zora Debrunner unterlässt, auszuführen, womit ihre Menschenwürde verletzt worden 
sei. 

 
 
III. Feststellungen 
 
1. Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit auf sie eingetreten wird. 
 
2. «watson.ch» hat bei seiner Berichterstattung über die Internet-medialen Vorgänge um die 
Löschung des Twitter-Accounts der Beschwerdeführerin keinerlei journalistische Pflichten 
verletzt. 


